
 

 

 

 
Academia Engelberg 
Veranstaltung vom 27. März 2015 

Herrenhaus in Grafenort 

DER SCHWEIZER FRANKEN UND SEIN WERT – 

EIN JURISTISCHES ABENDEUTER 

Prof. em. Dr. iur. Paul Richli, Universität Luzern 
 



27.03.2015 

Inhalt und Ziel 

• Faszinierende Geschichte des Schweizer Frankens und seines 
Wertes seit 1848 skizzieren. 
 Von der Abhängigkeit zur Unabhängigkeit zur Abhängigkeit zur 
Unabhängigkeit. 

• Kluft zwischen geschriebenem Recht und Rechtswirklichkeit 
aufzeigen.  
 Das Währungsrecht erleidet die tatsächliche Währungsordnung. 

• „Machtzuwachs“ der SNB thematisieren und vor dem Hinter-
grund ihrer Organisation problematisieren. 

• Blaue Farbe der Schrift: Wechsel von Unabhängigkeit zu 
Abhängigkeit bzw. umgekehrt. 

• Rote Farbe der Schrift: Abweichung der tatsächlichen von der 
geschriebenen (rechtlichen) Geld- und Währungsordnung. 
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Währungen auf dem Gebiet der Schweiz vor 1848 
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Genf, 25 Centimes 1844 

Quelle: Baltensperger, Der Schweizer Franken 
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Währungen auf dem Gebiet der Schweiz vor 1848 

 

• Währungen und Münzen inländischer und ausländischer 

Herkunft 

• Dublonen, Dukaten, Franken, Pfund, Schilling, Pfennig, Batzen, 

Kronen, Taler etc. 

• Über 850 Münzsorten auf dem Gebiet der Schweiz 
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1850: Der Franken als Einheitswährung 
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Schweiz, 2 Franken 1850 

Quelle:  

Baltensperger, Der 

Schweizer Franken 
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1850: Der Bundesstaat macht sich bemerkbar 

• Grundlage für die Einheitswährung in Art. 36 der BV von 1848: 

Dem Bunde steht die Ausübung aller im Münzregale begriffenen Rechte zu. 

Die Münzprägung durch die Kantone hört auf und geht einzig vom Bunde aus. 

Es ist Sache der Bundesgesetzgebung, den Münzfuss festzusetzen. 

• Schaffung des Schweizerfrankens mit dem Bundesgesetz von 1850 

über das eidgenössische Münzwesen: 

 Münzen wurden in Franken (Art. 1) und Rappen (Art. 2) unterteilt. Ein 

Franken = fünf Gramm Silber zu einem Feingehalt von neun Zehnteln  

= französischer Münzfuss. 

 Kompetenz des Bundesrates, gleichwertige ausländische Silbermünzen 

mit Franken gleichzustellen (Art. 6) = autonome Internationalisierung. 

• 1852 Gleichstellung der Silbermünzen mit französischen Münzfuss 

aus Frankreich, Belgien etc. mit dem Schweizer Franken. 
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1865: Schweiz in der Lateinischen Münzunion 

• 1865 Schaffung der Lateinischen Münzunion zwischen Frankreich, 

Belgien, Italien und der Schweiz als Folge von Währungsturbulenzen. 

• Staatsvertrag als Grundlage, im Rahmen von Art. 8 Münzgesetz. 
 Beibehaltung der Währungsverankerung in nationalen 

    Gesetzen = staatsvertragliche Internationalisierung. 

• Turbulenzen im Zusammenhang mit dem deutsch-französischen 

Krieg führen zur Abweichung vom Staatsvertrag. 

• 1920 de facto-Austritt der Schweiz aus der Münzunion durch 

Verbot der Einfuhr von Silbermünzen aus den Vertragsstaaten. 

• 1926 formelle Auflösung der Lateinischen Münzunion durch 

Kündigung des Vertrags über die Lateinische Münzunion 

= Rückkehr zur Währungsautonomie. 
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1881: Erster Griff des Bundes nach Banknoten 

• BV von 1874 verschafft Bund ersten Zugriff auf die Banknoten – 
kein Monopol, aber Regelungskompetenz in Art. 39:  

Der Bund ist befugt, im Wege der Gesetzgebung allgemeine Vor-
schriften über die Ausgabe und die Einlösung von Banknoten zu 
erlassen. Er darf jedoch keinerlei Monopol für die Ausgabe von Bank-
noten aufstellen und ebenso keine Rechtsverbindlichkeit für die 
Annahme derselben aussprechen. 

• Daneben Art. 38 in BV 1874 als Münzartikel mit Münzregal (Abs. 1), 
Münzprägung (Abs. 2) sowie Bestimmung des Münzfusses (Abs. 3). 
 Münzfuss = Festsetzung der Goldparität  1 CHF = 0,... g Gold 

• Bundesgesetz von 1881 über die Ausgabe und Einlösung von 
Banknoten:  
 belässt Notenemissionsrecht bei Kantonalbanken und Aktienbanken 
 enthält Reserve- und Eigenkapitalvorschriften 
 bringt eidgenössische Aufsicht. 
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1891: Voller Griff des Bundes nach Banknoten 

 

• Revision 1891 von Art. 39 BV bringt dem Bund das Banknoten-

monopol: 
1 Das Recht der Ausgabe von Banknoten und anderen gleichartigen 

Geldzeichen steht ausschliesslich dem Bund zu. 

3 Die ... Bank hat die Hauptaufgabe, den Geldumlauf des Landes zu 

regeln und  den Zahlungsverkehr zu erleichtern. 
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1905: Zangengeburt der SNB 

• „Streit“ um die SNB kostet beinahe 15 Jahre ab BV-Grundlage von 

1891 bis zum Nationalbankgesetz (NBG): 

 Rechtsform: Staatsbank oder Aktiengesellschaft? 

 Sitz: Bern oder Zürich? 

• 1896: Vorlage Staatsbank scheitert in Volksabstimmung. 

• 1899: Vorlage scheitert an Sitzfrage in der Differenzbereinigung 

der Bundesversammlung. 

• 1905!: Spezialgesetzliche AG mit Doppelsitz in Zürich und Bern 

sowie Gewinnbeteiligung der Kantone. 

 alleinige Ausgabe von Banknoten mit Pflicht zur Einlösung  

   in Gold- und Silbermünzen nach Paritäten der Lateinischen  

   Münzunion. 
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Die SNB emittiert Banknoten 
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100-Frankennote «Tell 1», 1918 ausgegeben       

Quelle: Baltensperger, Der Schweizer Franken 
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1936: Der Bundesrat wertet den Franken ab 

 

• 26. September 1936 mit Zustimmung der SNB: Abwertung des 

Frankens durch Bundesrat um 30 % und Aufhebung der Ein-

lösungspflicht, nachdem – im Gefolge der Abwertung anderer 

Währungen – auch der französische Francs abgewertet worden war. 

 Bundespräsident Albert Meyer: „Ein Franken bleibt ein Franken.“  

= Ausspruch zur Stärkung des durch die Abwertung ramponierten Ver-

trauens der Bevölkerung 
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1951: BV Revision erweitert SNB-Auftrag 

• Mit der Revision von 1951 erhalten Abs. 3, 6 und 7 folgende Fassung, 

welche die vorbestehende gesetzliche Goldbindung 

und Einlösungspflicht der Banknoten einschliesst: 
3 Die ... Bank hat die Hauptaufgabe, den ... zu erleichtern und ... eine 

dem Gesamtinteresse des Landes dienende Kredit- und Währ-

ungspolitik zu führen. 

6 Der Bund kann die Einlösungspflicht für Banknoten ... nicht aufheben 

und die Rechtsverbindlichkeit für ihre Annahme nicht aussprechen, 

ausgenommen in Kriegszeiten oder in Zeiten gestörter Währungs-

verhältnisse. 

7 Die ausgegebenen Banknoten müssen durch Gold und kurzfristige 

Guthaben gedeckt sein. 

• Einlösungspflicht von 1936 bis 2000 aufgehoben. 

 Kühne Annahme stets gestörter Währungsverhältnisse!  
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1973: Von der Metallbindung  

zu schwankenden Wechselkursen 

 

• 1970: Neues Münzgesetz verleiht in Art. 2 Bundesrat Kompetenz 

zur Festsetzung der Goldparität. 

• 9. Mai 1971: Bundesrat bestimmt Goldparität des Frankens: 
 1 Franken entspricht 47/216 Gramm Feingold.  

 1 Kilogramm Feingold entspricht daher 4595 35/47 Franken. 

• 10. Mai 1971: Bundesrat wertet Franken durch Paritätsänderung  

um rund 7 % auf. 

• 15. August 1971: Aufhebung der Goldkonvertibilität (Einlös-

ungspflicht) des US-Dollars durch amerikanische Regierung. 

• 4. Dezember 1972: Bundesrat will an Goldbindung festhalten. 
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• 23. Januar 1973: SNB gibt Wechselkurs im Einvernehmen mit 

Bundesrat durch Verzicht auf Deviseninterventionen frei. 

 Wortbruch, legitimiert durch Vermeidung von Spekulation. 

• SNB hält Auftrag in Art. 22 NBG nicht mehr ein: 

In Krisenzeiten oder in Zeiten gestörter Währungsverhältnisse kann 

der Bundesrat die Verpflichtung der Nationalbank zur Einlösung 

ihrer Noten aufheben und die Rechtsverbindlichkeit für deren 

Annahme aussprechen. In diesem Falle bleibt die Nationalbank 

verpflichtet, den Wert des Frankens auf der gesetzlichen Parität zu 

halten ... 
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1973: Von der Metallbindung  

zu schwankenden Wechselkursen 
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1973–2000: Goldparität nur noch auf dem 

Papier 

 

• Goldparität nur noch für Bewertung der Goldbestände in Bilanz der 

SNB massgebend. 

• Aufwertung des Frankens in Folgejahren um 10 und mehr %. 
 bei Paritätsänderungen vorher unvorstellbar 

 enormer Machtzuwachs für SNB  

    = Entscheid über Preis- oder Wechselkursstabilität. 

• 29. Mai 1992: Schweiz tritt Währungsfonds (IWF) und Weltbank bei. 

• Art. IV der Statuten des IWF verbietet die Bindung an das Gold. 
 Schweiz verletzt diese Bestimmung durch formale Beibehaltung der 

Goldparität, faktisch aber Einhaltung des Verbots. 
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Banknoten heute 
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200-Frankenbanknote «Charles Ferdinand Ramuz», 1997 ausgegeben 

Quelle: Baltensperger, Der Schweizer Franken 
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2000: Weg vom Gold in Art. 99 der neuen BV 

• Letzte Revision der Geld- und Währungsverfassung mit BV von 1999.  

Art. 99 BV lautet: 

1 Das Geld- und Währungswesen ist Sache des Bundes; diesem allein steht  

das Recht zur Ausgabe von Münzen und Banknoten zu. 

2 Die Schweizerische Nationalbank führt als unabhängige Zentralbank eine  

Geld- und Währungspolitik, die dem Gesamtinteresse des Landes dient;  

sie wird unter Mitwirkung und Aufsicht des Bundes verwaltet. 

3 Die Schweizerische Nationalbank bildet aus ihren Erträgen ausreichende 

Währungsreserven; ein Teil dieser Reserven wird in Gold gehalten. 

• 1999 Übergang von Geldmengenziel zu Inflationsprognose 
 auf mittlere Frist unter 2 %. 

• 1. Mai 2000: Aufhebung der Goldparität mit Inkrafttreten des Bundes-

gesetzes über die Währung und die Zahlungsmittel.   Goldwert bei 

Aufhebung der Parität: rund 16‘600 Franken/kg  = 3.6 mal Paritätswert. 
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2004: Priorität für Geldwertstabilität 

 

• Neues Nationalbankgesetz von 2003 bringt Priorisierung der 

Geldwertstabilität. 

Art. 5 Abs. 1: 

Die Nationalbank führt die Geld- und Währungspolitik im Gesamt-

interesse des Landes. Sie gewährleistet die Preisstabilität.     

Dabei trägt sie der konjunkturellen Entwicklung Rechnung. 

• Anträge für gleichwertige Berücksichtigung anderer Kriterien, 

namentlich Beschäftigungs- und Wachstumsziele, im Parlament 

abgelehnt. 
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2011–2015: Bindung des CHF an den Euro 

• Erste grosse Veränderung der währungspolitischen Umwelt im 

Umfeld des Euro mit Konsequenzen für die SNB-Politik: 

 Rasant zunehmende Schwäche des Euro seit Sommer 2011 führt 

zu Aufwertungsdruck auf den Franken. 

 6. September 2011: Festsetzung eines Verhältnisses von Franken 

zum Euro: Untergrenze 1.00 Euro = mindestens 1.20 CHF. 

 nicht auf Dauer zulässig, weil sonst Aufgabe der Unabhän- 

gigkeit der Währungshoheit. 

• Zweite grosse Veränderung der währungspolitischen Umwelt im 

Umfeld des Euro mit Konsequenzen für die SNB-Politik: 

 15. Januar 2015: Devisenbestände von rund 80 % des BSP der 

Schweiz und erneut drohender Schwächeanfall des Euro mit 

nochmaliger Notwendigkeit des Ankaufs von unberechenbar vielen 

Euros veranlasst SNB zur Freigabe der Untergrenze. 
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Wert des Frankens im Zeitablauf 

• Ziel der schweizerischen Geld- und Währungspolitik: Stabilität des 

Wertes des Frankens im Innen- und Aussenbereich 

• Faszinierende Erfolge des Frankens im Aussenbereich im Vergleich 

zu noch bestehenden Währungen: 

 

 

 

• Inflations- und Deflationsschübe des Frankens blieben nicht aus: 
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Währung in CHF 1914 2013 

US Dollar 5.18 0.92 

Englisches Pfund 25.00 1.50 

Jahr in % 1915-20 1920/22 1971/72 1973/74 1991/92 

Inflation 100 13 19 11 

Deflation* 40 

*im Gefolge der Aufhebung der Goldkonvertibilität im Ausland 
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Wert des Frankens im Zeitablauf 
 

• Massive Auf- und Abwertungen des Frankens bzw. blieben ebenfalls 

nicht aus: 

 

 

 

* faktische Aufwertung 

• Auseinanderklaffen von Goldparität und Goldpreis: 

 

 

 

* irreale Goldparität 
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Jahr  1936 1971  1973 ff. 

Aufwertung in % 7 10 und mehr* 

Abwertung in % 30 

Jahr 1971 1973 2000 2005 2013 

Goldparität  4596 *4596 *4596 -- -- 

Goldpreis 5625 7890  16‘600 17‘700 38‘500 
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1973–2013: Zunehmende „Machtfülle“ der SNB 

• SNB hat grösseres diskretionäres Ermessen und grössere Wirkung 

auf den Gang der Wirtschaft als Bundesrat. 
 Geld- und Kreditpolitik = wirkmächtigste Politik. 

• Kompetenzausübung ohne politische und gerichtliche Kontrolle 

primär mit rechtsgeschäftlichem Instrumentarium (gem. Art. 9 Abs. 1 NBG). 

• Kompetenzdehnung im Landesinteresse zulässig? 

 Aufgabe der Verteidigung der Goldparität ohne Rechtsgrundlage. 

 War „UBS-Rettung“ wirklich primär Liquiditätshilfe und nicht Risiko-                                                                                                                                                                                                                                                                         

übernahme, was durch das NBG nicht abgedeckt wäre? 

 Langfristige Anbindung des Frankens an den Euro wäre durch NBG 

nicht abgedeckt. 

 Erwerb von Dauerbeteiligen an (ausländischen) Unternehmen (BMW, 

Vodafone etc.) via Staatsfonds wäre durch NBG nicht abgedeckt.  

23 



27.03.2015 

Anachronistische Struktur der SNB  

• SNB ist mächtigster Akteur der eidgenössischen Wirtschafts-

politik als einer höchstrangigen Staatsaufgabe. 

• Spezialgesetzliche Aktiengesellschaft mit staatlichem und 

privatem Aktionariat passt nicht mehr zum Auftrag der SNB: 

 Aktiengesellschaft passt per se nicht mehr für Erfüllung einer 

höchstrangigen politischen Aufgabe. 

 Beteiligung von Privaten an Erfüllung einer höchstrangigen 

staatlichen Aufgabe ist sachlich nicht gerechtfertigt. 

 Wahlkompetenzen für das Direktorium als verantwortliches Organ 

für eine höchstrangige staatliche Aufgabe sind unter Aspekten der 

demokratischen Legitimation nicht stufengerecht. 

• Anpassung der Struktur der SNB wegen der „Machtfülle“ der 

SNB unter Beibehaltung der Unabhängigkeit als Gebot. 
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Fazit 

• Der Franken war Ende des 19. und anfangs des 20. Jahrhunderts rechtlich 

internationaler als heute (Lateinische Münzunion).  
 2011– 2015 vorübergehende autonome Anbindung an Euro. 

• Der Franken ist vergleichsweise unerhört preisstabil und lässt US-Dollar 

sowie englisches Pfund weit hinter sich. 

• Architektin dieser Erfolgsgeschichte ist im Wesentlichen die SNB. 
 Jean-Claude Trichet: „Sie sind Weltmeister der Inflationsbekämpfung –   

und das seit Ihrer Gründung.“ 

• Währungsrecht und faktische Währungsordnung klafften während 

Jahrzehnten auseinander. 
 Kaum je ein juristischer Aufschrei, weil Ergebnis „stimmte“. 

• Die SNB ist die mächtigste Akteurin im Bereich der Politikgestaltung in 

der Schweiz mit der geringsten demokratischen Legitimation. 
 Organisation der SNB ist anachronistisch und bedarf der Anpassung 

     an Machtfülle, unter Wahrung der Unabhängigkeit. 
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